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Verein für Mitsprache e.V.
z.Hd. Herrn Dr. Christoph Pflügler
Schloßslr. 24
8/347 Pfarrkirchen

Datum:
lhr Zeichen:

Bearbeiter(in):

Telefon: 08631 ö16 * 659

Bitte bei Antwort angeben:

Aktenzeichen : 141 I 111 / 30265 K1 6

ldentifikations-
nummer(n):

Bescheid über die gesonderte
Fesbtellung der Einhaltung der
saEungsmäßigen Vora usset-
zungen nach S 60a Abs. I AO

*n*r,?E f;fi a*wS

Feststellung

Es wird nach $ 60a Abs. 1 AO gesondert festgestellt, dass die Satzung der Körperschaft
Verein für Mitsprache e.V.,

z.Hd. Herm Dr. Christoph Pflügler, Schloßstr.24,84347 Pfarkirchen
in der Fassung vom 22,O7.2A23 die satzungsmäßigen Voraussetzungen nach den S$ 51 , 59, 60
und 61 AO einhält

Gebäude Katharinenplatz I 6

Gebäude Herzog-Friedrich€tr. 3
Gebäude Friedrich-Ebert-$tr. 'l I
Konta ktmögl ichkeiten :

www.finanzamt. bayern.dd
I nterneü www.fi na nzamt-m ueh ldorf. de
Telefonische Erreichbarkeit
Ötfn u n gszelt $ervice-Zentrurn

Service-Zentrum, Allg. Veranlagung, Vollstreckung, Umsatz- und Lo'hnsteuervoranmeldung,
Bewertung, RechtsbEhelßstelle (Fax. 616-100)
Grundenrverbsteuer (Fax. 616 €00), Körperschaften, Personengesellschaften (Fax.616-601)
Betriebsprtlfung (Fax. 61 6-500)
Bankverb.: Dt. Bundesbank IBAN DE36700000000071001503 BICilIARKDEFiTü!

SparkasseTS IBAN DE0671052050000000707081C BYLADEMITST
HypoVereinsbank IBAN DE8714221820019969797 BIC HWEDEItlilt453

lst u/egen gleitender A&eitszelten lhr Bearbeiter nicht erreichbar, bitten wir um Vers.tändnis.
Jan bis Mai: Mo.4Ii.: 7,45 - 13 Uhr, Do.: 7.45 - 12.30 & '14 - 17 Uhr, Fr.: 7.45 - 12Uhr
Jun bis Dez: Mo.-Do.: 7.45 - 13 Uhr, Fr.: 7.45 - 12Uhr
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$ 60a*Fests tellungsbescheid

Hinweise zur Feststell ung

rKennung
lung nicht

ft und der

Eine,Anerkennung, dass die tatsächliche Geschäftsftihrung (g 63 AO) den filr die Anerkennung 
]

der Steuerbegünstigung notwendigen Erfordemissen entspricfrt, ist mit dieser Feststeltung nicht 
]verbunden 
i

Diese Feststellung bindet das Finanzamt hinsichtlich der Besteuerung der Körperschafi und der i

Steuerpflichtigen, die Zuwendungen in Form von Spenden und Mitgüädsbeiträgen an die Körper-
schaft erbringen (S 60a Abs. 1 Satz 2 AO). Die Bindungswirkung dieser Feststellung entfällt ab 

I

dem Zeitpunkt, in dem die Rechtsvorschriften, auf denen die Feststellung beruht, aufgehoben 
I

oder geändert werden ($ 60a Abs. 3 AO). Tritt bei den filr die Feststellung erheblichen Verhätt- 
|

nissen eine Anderung ein, ist die Feststellung mit Wirkung vom Zeitpunklder Anderung der Ver- l

hältnisse aufzuheben ($ 60a Abs. 4 AO). 
I

Bitte beachten Sie, dass die lnanspruchnahme der $teuervergünstigungen auch von der tat- |

sächlichen Geschäflsftlhrung abhängt, die der Nachprüfung durch das Finanzamt - ggf. im Rah- i

ruen einerAußenprüfung - unterliegt. Die tatsächliche Geschäftsführung muss auf die aus- 
|

schließliche und unmittelbare Erftlllung der steuerbegünstigten Zwecke gerichtet sein und den I

Bestimmungen der Satzung entsprechen. 
I

Dies muss durch ordnungsgemäße Aufzeichnungen (insbesondere Aufstellung der Einnahmen 
I

und Ausgaben, Tätigkeitsbericht, Vennögensübersicht mit Nachweisen über Bildung und Ent- |

wicklung der Räcklagen) nachgewiesen werden (S 63 AO). [Jber die Steuervergünsiigungen I

nach den einzelnen $teuergesetzen wird im Rahmen des Veranlagungsverfahrens entschieden. 
I

ln jedem Falle ist did KOrperschaft insoweit ertragsteuerpflichtig, als sie einen wirtschaftlichen 
I

Geschäftsbetrieb unterhält, der kein Zweckbetrieb ist. Soweit Körperschafrsteuerpflicht gegeben 
i

ist, besteht im gleichen Umfang Gewerbesteuerpflicht. Durch die Gewährung der Steuerbefrei- I

ung von der Körperschaft- und Gewerbesteuer wird die Umsatzsteuerpflicht grundsätzlich nicht Ioeiurrrt. 
I

Bei Beschäftigung.von Arbeitnehmern sind Lohnsteuer, Sotidaritätszuschlag und ggf. Kirchen- i

steuer einzubehalten und an das Finanzamt abzuführen i

Hinweise zu steuerbegü nstigten Zwecken

Die Körperschaftfördert nach ihrer $atung im Sinne der $$ 51 ff. AO ausschließllch und
unmittelbar

folgende gemeinnützige Zwecke:
Förderung der Volksbildung
($ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr,(n) 7 AO).
Förderung dee demokratischen $taatswesens

5? Abs. 2 $atz 1 Nr.hl 24 AO).

tll
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Hinweise zur Ausstellung von Zuwendungsbestätigungen

Zuwendungsbestätig ungen fü r S penden
Die Körperschaft ist berechtigt. für Spnden, die ihr zur Verwendung für diese Zwecke zugewen-
det werden, Zuwendungsbestätigungen nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck (S 50 Abs. 1

ESTDV) auszustellen.
Die amtlichen Muster für die Ausstellung steuerlicher Zuwendungsbestätigungen stehen ln-
ternet unter httos:/Arwr,rr.fonnulare-bfinv.de als ausfullbare Formulare zur Verfüqun

Zuwen d u n gs bestäti g u n ge n fü r ll itg I ieds be iträ ge
Die Körperschaft ist berechtigt, für Mitgliedsbeiträge Zuwendungsbestätigungen nach amtlich
vorgeschriebenem Vordruck (S 50 Abs. 1 ESTDV) auszustellen.

lZuwendungsbestätigungen fur Spenden und Mitgliedsbeiträge i. S. des $ 50 Abs. 1 ESTDV dtir-

lfen nur ausgestellt werden, wenn das Datum dieses Feststellungsbescheides nicht länger als

I drei Kalenderjahre zurückliegt und bisher kein Freistellungsbescheid oder keine Freistellung mit-
itels Anlage zum Körperschaftsteuerbescheid erteilt wurden. Die Frist ist taggenau zu berechnen

itS os Abs. 5 Ao).

Haftung bei unrichtigen Zuwendungsbestätigungen und fehlverwendeten Zuwendungen

H i nweise zu m Kapitalertragsteuerabzu g

it
r Bei Kapitalerträgen, die bis zum 31 .12.2025 zufließen, reicht für die Abstandnahme vom 

I

;Kapitalertragsteuerabzugnach$44aAbs.4und7Satz1Nr. l,sowieAbs.4bSatzlNr.3und
ieUs. tO Satz 1 Nr. 2 EStG die Vorlage dieses Feststellungsbescheides oder die Überlassung ei-
ner Kopie dieses Feststellungsbescheides aus. Das Gleiche gilt bis zum o. a_. Zeitpunkt für die
Erstattung von Kapitalertragsteuer nach S 44b Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 ESIG durch das depotfüh-
rende Kredit-, Finanzdienstleistungs- oderWertpapierinstitut. Soweit die Kapitalerträge i. S. des

$ 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a ESIG einen Betrag von 20.000 Euro übersteigen, ist ein Steuerabzug
in Höhe von drei Fünfteln'vorzunehmen, wenn der Gläubiger bei Zufluss der Kapitalerträge nicht
seit mindestens einem Jahr ununterbrochen wirtschaftlicher Eigentümer der Aktien oder Genuss-
scheine ist.

Die Vorlage dieses Feststellungsbescheides ist unzulässig, wenn die Erträge in einem wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb anfallen, ftir den die Befreiung von der Körperschaftsteuer ausge-
schlossen ist.

Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Zuwendungsbestätigung ausstellt oder ver-
anlasst, dass Zuwendungen nicht zu den in der Zuwendungsbestätigung angegebenen steuerbe-
günstigten Zwecken veni/endet werden, haftet für die entgangene Steuer.

Dabeiwird die entgangene Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer mit 3Oo/o, die entgan-
gene Gewerbesteuer pauschal mit 15 a/o der Zuwendung angesetä (S 10b Abs. 4 ESIG,

$ 9Abs. 3 KSIG, $ 9 Nr. 5 GewStG).
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Begründung und Nebenbestimmung

Rec htshe h elfs beleh ru n g

Dieser Verwaltungsakt kann mit dem Einspruch angefochten werden.tEin Einspruch ist jedoch
ausgeschlos$en, soweit dieser Bescheid einen Verwaltungsakt ändert oder ersetzt, gegen den ein
zulässiger Einspruch oder (nach einem zulässigen Einspruch) eine zulässige Klage, Revision oder
Nichtzulassungsbeschwerde anhängig ist. ln diesem Fallwird der neue Verwaltungsakt Gegen-
stand des Rechtsbehelfsverfahrens.

Der Einspruch ist beim Finanzamt ltllühldorf schr,iftlich einzureichen, diesem elektronisch zu über-
mitteln oder dort zur Niederschrift zu erklären.

Die Frist für die Einlegung des Einspruchs beträgt einen illonat. Sie beginnt mit Ablauf des Tages,
an dem lhnen dieser-Besiheid bekanntgegeben worden ist. BeiZusendung durch einfachen drief
oder Zusteltung mittels Einschreiben durch Übergabe gilt die Bekanntgabe mit dem dritten Tag
nach Aufgabe zur Post als bewirkt, es sei denn, dass der Bescheid zu einem späteren Zeitpunkt
zugegangen ist. Bei Zustellung mit Zustellungsurkunde oder durch Einschreiben mit Rückschein
oder gegen Empfangsbekenntnis ist Tag der Bekanntgabe der Tag der Zustellung.

Bei Zusendung durch einfachen Brief außerhalb der Bundesrepublik Deutschland gilt die Bekannt-
gabe einen Monat nach Aufgabe zur Post als bewirkt, es sei denn, dass der Bescheid zu einem
späteren Zeitpunkt zugegangen ist. Bei Zustellung mittels Einschreiben mit Rückschein oder durch
Zustellungsersuchen ist Tag der Bekanntgabe der Tag der Zustellung.

Bei Einlegung des Einspruchs soll der Verwaltungsakt bezeichnet werden, gegen den sich der
Einspruch richtet. Es soll angegeben werden, inwieweit der Verwattungsakt angefochten wird.
Fernei sollen die Tatsachen, die zur Begrirndung dienen, und die Beweismittelangeführt werden.

lhr Finanzamt
(Dleses Schreiben wurde maschinallerstellt und ist ohne Unterschtift giiltig)

Abkürzungen: AO = Abgabenordnung, BSIBI = Bundessteuerblatt, ESIG = Einkommensteuergesetz,
ESTDV = Einkommensteuer-Durchführungsverordnung, GewStG = Geurerbesteuergegetz,
K$tG E Kö

fl?li*:ilffiTlär"l?" verarbenung personenbezosener Daten in der $teuerverwartung und riber rhre Rechte
nach der Datenscfrutz-Grundverordnung sowie tiber lhre Ansprechpartner in Datenschutzfragen entnehmen Sie
bitte dem allgemeinen lnformationsscfireiben der Finananenraltung. Dieses lnformationsschreiben finden Sie un-
ler www.finanzamt,de (unter der Rubrik 

"DatenschuE') 
oder erhalten Sie bei lhrem Finanzamt.


